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Hintergrund 

Seit dem 01.10.2021 sind die Elektrizitätsnetzbetreiber verpflichtet, Redispatch-Maßnahmen ein

schließlich der Abregelung von Erzeugung aus Erneuerbaren Energien und hocheffizienten KWK-

Anlagen bilanziell auszugleichen. Der Branchenverband BDEW Bundesverband der Energie- und 

Wasserwirtschaft e. V. (BDEW) hatte umfangreiche Vorschläge zur praktischen Umsetzung die

ser Pflicht – einschließlich massengeschäftstauglicher Kommunikationsprozesse, Datenliefer

pflichten und Netzbetreiberkoordination – vorgelegt. Die Beschlusskammer 6 der Bundesnetza

gentur hat diese Vorschläge durch drei Festlegungen zum sog. „Redispatch 2.0“ für rechtlich ver

bindlich erklärt. Die Festlegung vom 06.11.2020 (BK6-20-059) macht Vorgaben zur Höhe des 

bilanziellen Ausgleichs, zu dessen Abwicklung sowie zur massengeschäftstauglichen Kommuni

kation. Die Festlegung vom 12.03.2021 (BK6-20-060) setzt den Rahmen für die Netzbetreiberko

ordination. Die Festlegung vom 23.03.2021 (BK6-20-061) begründet Datenlieferverpflichtungen 

von Anlagenbetreibern an die jeweiligen Anschlussnetzbetreiber (ANB). 

Die praktischen Erfahrungen bei der Umsetzung des bilanziellen Ausgleichs sind sehr unter

schiedlich. Während der bilanzielle Ausgleich und die festgelegten Prozesse bei Anlagen, die di

rekt an das Übertragungsnetz angeschlossen sind, praktiziert wird, ist die Anwendung bei Anlagen 

mit Anschluss an niedrigeren Spannungsebenen über Pilotprojekte nicht hinausgekommen. Diese 

Pilotprojekte wurden mit Wirkung zum 01.08.2023 beendet.  

Derzeit findet die sog. „BDEW-Übergangslösung“ Anwendung. Danach erfolgt – soweit kein bilan

zieller Ausgleich durch den Netzbetreiber erfolgt – der bilanzielle Ausgleich durch den Bilanzkreis

verantwortlichen (BKV) der betroffenen Einspeisestelle, der dafür einen Aufwendungsersatz vom 

anweisenden Netzbetreiber erhält. Die massengeschäftstauglichen Kommunikationsprozesse 

wurden durch „Umsetzungsfragen“, die eine verbandsübergreifende Arbeitsgruppe erarbeitet hat 

und auf der Homepage des BDEW veröffentlicht sind, umfangreich ergänzt und modifiziert. 
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Der Bundesverband Erneuerbare Energien e. V. (BEE) hat sich am 04.08.2023 an die Bundes

netzagentur gewandt und u. a. vorgeschlagen, übergangsweise zu einer prozessualen Regelung 

des finanziellen Ausgleichs wie beim Einspeisemanagement zurückzukehren. Solange kein deut

licher Fortschritt bei der Digitalisierung erreicht werde, sei das Zielmodell des Redispatch 2.0 nicht 

erreichbar. Zugleich mahnt der BEE die Definition von Kriterien an, die einen zügigen Ausstieg 

aus dem Übergangsszenario gewährleisten. 

Der BDEW hat der Bundesnetzagentur am 31.08.2023 Vorschläge für eine Fortentwicklung des 

bilanziellen Ausgleichs vorgelegt (Abschlusspapier Task Force). Darin regt der BDEW u. a. an, 

das Prognosemodell anzupassen, indem der bilanzielle Ausgleich im Auftrag des Netzbetreibers 

durch den jeweiligen Bilanzkreisverantwortlichen durchgeführt wird. Das Planwertmodell solle 

Schritt für Schritt auf alle für Redispatch 2.0 wesentliche Anlagen angewendet werden, das ange

passte Prognosemodell daneben langfristig für alle übrigen Anlagen in den Verteilernetzen wei

terbestehen.  

Ferner haben sich verschiedene Akteure und Verbände an die Bundesnetzagentur gewandt und 

u. a. bemängelt, dass die derzeitige Vorgehensweise auf Basis der BDEW-Übergangslösung 

keine ausreichende Rechtssicherheit vermittle.  

Die Beschlusskammer 6 hat am 31.08.2023 das vorliegende Festlegungsverfahrens zur Fortent

wicklung des sog. „Redispatch 2.0“ und zur Änderung der oben genannten Festlegungen einge

leitet. Sie hat einen Sachverständigen beauftragt, auf Basis der Erkenntnisse aus den Pilotprojek

ten Vorschläge für eine Fortentwicklung der Festlegungen vorzulegen. Der Sachverständige hat 

sein Gutachten am 27.03.2024 vorgelegt. Die Beschlusskammer 6 hat es am 05.04.2024 auf ihrer 

Internetseite veröffentlicht.  

Die Beschlusskammer 6 hat am 02.05.2024 einen öffentlichen Online-Workshop durchgeführt, auf 

dem die Feststellungen und Empfehlungen des Sachverständigengutachtens diskutiert wurden. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) hat am 28.08.2024 einen Refe

rentenentwurf für ein Gesetz zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes im Bereich der End

kundenmärkte, des Netzausbaus und der Netzregulierung vorgelegt (https://www.bmwk.de/Re

daktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/20240828-aenderung-energiewirtschaftsgesetz-

endkundenmaerkte-marktstammdatenregisterverordnung.html). Der Entwurf sieht vor, dass bei 

Redispatch-Maßnahmen eines Verteilernetzbetreibers der bilanzielle Ausgleich – befristet bis zum 

31.12.2031 – grundsätzlich durch den Bilanzkreisverantwortlichen erfolgt und der Verteilernetz

betreiber dafür einen angemessenen Aufwendungsersatz zahlt. Die Bundesnetzagentur wird er

mächtigt festzulegen, unter welchen Umständen abweichend von diesem Grundsatz der bilanzi

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/20240828-aenderung-energiewirtschaftsgesetz-endkundenmaerkte-marktstammdatenregisterverordnung.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/20240828-aenderung-energiewirtschaftsgesetz-endkundenmaerkte-marktstammdatenregisterverordnung.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/20240828-aenderung-energiewirtschaftsgesetz-endkundenmaerkte-marktstammdatenregisterverordnung.html


- 3 - 

 

 
 

elle Ausgleich durch den Verteilernetzbetreiber erfolgt. Ab 2032 soll zu der heute geltenden Ge

setzeslage zurückgekehrt werden, so dass ein flächendeckender bilanzieller Ausgleich durch die 

Netzbetreiber erfolgen muss.  

Vor diesem Hintergrund halten die Beschlusskammer 6 und 8 eine Fortentwicklung der regulato

rischen Vorgaben zum Redispatch für erforderlich. Dem stehen im Schwerpunkt folgende Erwä

gungen zugrunde: Negative Auswirkungen auf die Systembilanz sind zu vermeiden. Dies erfordert 

insbesondere, dass ausreichende Anreize gegenüber Netzbetreibern und BKV für eine planmä

ßige und energetisch neutrale Abwicklung des Redispatch gesetzt werden. Ferner möchten die 

Beschlusskammern die Kommunikationsprozesse insgesamt vereinfachen und insbesondere Er

leichterungen für kleinere Akteure schaffen. Des Weiteren erwägt die Beschlusskammer 6, die 

Entwicklung der Prozesse und Formate für die massengeschäftstaugliche Kommunikation zum 

Datenaustausch, zum Abruf und zur Netzbetreiberkoordination übergangsweise flexibler zu ge

stalten und in diesem Zusammenhang den Übertragungsnetzbetreibern mit Regelzonenverant

wortung eine zentrale Koordinierungsrolle zuzubilligen. 

Konsultation 

Die Beschlusskammern stellen hiermit Eckpunkte zur Konsultation. Die Beschlusskammern un

terstellen dabei, dass die Änderungen des § 14 EnWG, die im Referentenentwurf vom 28.08.2024 

vorgesehen sind, im Wesentlichen vom Gesetzgeber verabschiedet werden. Den Beschlusskam

mern ist bewusst, dass dieses Vorgehen u. U. erfordert, die hier konsultierten Vorschläge an das 

letztendlich verabschiedete Gesetz anzupassen. Dennoch haben sie sich zu einer frühen Konsul

tation der Eckpunkte entschlossen, um das Festlegungsverfahren zügig voranzutreiben.  

Nach Auswertung der eingegangenen Stellungnahme wird die Beschlusskammer 6 konkrete Re

gelungsentwürfe zur Konsultation stellen.  

Angesichts der im Gesetzentwurf vorgesehenen Befristung sind die Eckpunkte nicht als Zielmodell 

für den Zeitraum nach der Befristung zu verstehen. Die Beschlusskammern halten es nicht für 

sinnvoll, bereits jetzt ein Zielmodell zu konsultieren. Es wird daher erforderlich sein, rechtzeitig die 

Regelungen für die Umsetzung des Zielmodells weiterzuentwickeln und umzusetzen. 

Die Beschlusskammern richten konkrete Fragen an die Branche, um deren Beantwortung sie bit

ten. Bitte begründen Sie Ihre jeweilige Antwort, damit die Beschlusskammern sie in ihre 
Abwägungen einfließen lassen kann.  

Die Beschlusskammer 6 beabsichtigt, im Anschluss an die Konsultation konkrete Änderungsvor

schläge für die Regelungen der o. g. Festlegungen zur Konsultation zu stellen.  
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Stellungnahmen zu den folgenden Eckpunkten werden erbeten bis spätestens  

04.11.2024. 

Für die Durchführung der Konsultation erteilt die Beschlusskammer folgende Hinweise: 

• Bitte richten Sie Ihre Stellungnahme nach Möglichkeit ausschließlich per E-Mail an  

poststelle.bk6@bnetza.de.  

• Die Beschlusskammer 6 beabsichtigt, die Stellungnahmen im Internet zu veröffentlichen. 

Soweit in den übermittelten Dokumenten personenbezogene Daten (z. B. Namen, Unter

schriften, Telefonnummern, E-Mail-Adressen mit Namen als Bestandteilen) enthalten sind, 

wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es der einsendenden Stelle obliegt, entweder 

eine Einwilligung des Betroffenen in die Veröffentlichung seiner personenbezogenen Da

ten einzuholen oder zusätzlich eine für die Veröffentlichung bestimmte Fassung zu über

senden, in der die personenbezogenen Daten geschwärzt sind. Entsprechendes gilt, so

weit in den übermittelten Stellungnahmen Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse enthalten 

sind. Es wird auf § 71 EnWG sowie weiterführende Informationen zum Schutz vertraulicher 

Informationen hingewiesen. 

 

  

mailto:poststelle.bk6@bnetza.de
https://www.bundesnetzagentur.de/geheimnisschutz-enwg
https://www.bundesnetzagentur.de/geheimnisschutz-enwg
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Eckpunkte für die Fortentwicklung des „Redispatch 2.0“ und für die Änderung der Festle
gungen BK6-20-059, BK6-20-060 und BK6-20-061 sowie Fragen an die Branche 

1 Bilanzierungsmodelle (Beschlusskammer 6) 

1.1 Übertragungsnetze 

1.1.1 Die Regelungen zum bilanziellen Ausgleich von Anlagen mit Anschluss an ein Übertra

gungsnetz bleiben im Wesentlichen unverändert. Dies bedeutet, dass insoweit ausschließ

lich das Planwertmodell Anwendung findet.  

1.2 Verteilernetze 

1.2.1 Anlagen mit Anschluss an ein Verteilernetz, die aktuell oder absehbar relevant für das 

Netzengpassmanagement in den Übertragungsnetzen sind, werden schrittweise bis spä

testens [31.12.2030] in das Planwertmodell überführt. Auswahl und Zeitpunkt der Überfüh

rung obliegen den Übertragungsnetzbetreibern mit Regelzonenverantwortung. Sie veröf

fentlichen mindestens jährlich spätestens am [01.09.] des Jahres eine Liste von Anlagen, 

die im folgenden Kalenderjahr überführt werden. Diese Liste ist mit den betroffenen Ver

teilernetzbetreibern abzustimmen und vorab öffentlich zu konsultieren. Die Übertragungs

netzbetreiber mit Regelzonenverantwortung können Anlagen mit nichtfluktuierender Er

zeugung bevorzugt in das Planwertmodell überführen. Ein Wahlrecht des Anlagenbetrei

bers, welches Bilanzierungsmodell Anwendung findet, besteht nicht. Der EIV der betroffe

nen Anlagen ist rechtzeitig über den Wechsel in das Planwertmodell zu informieren. Die 

Übertragungsnetzbetreiber begründen gegenüber der Bundesnetzagentur die Auswahl 

der Anlagen.  

Begründung: Die Beschlusskammer hält das Planwertmodell für grundsätzlich vorzugs

würdig, denn es ermöglicht einen sicheren gezielten bilanziellen Ausgleich und die Kennt

nis der geplanten Einspeisung ist ein wichtiger Informationsgewinn für die Netzbetreiber 

bei der Netzführung und Engpassbewirtschaftung. Nach Einschätzung des Sachverstän

digen ist eine Ausweitung des Planwertmodells auf Anlagen mit nichtfluktuierender Erzeu

gung grundsätzlich möglich. Bei Anlagen mit fluktuierender Erzeugung rät der Sachver

ständige dagegen zur Vorsicht, hält aber eine Anwendung auf größere Anlagenparks 

grundsätzlich für möglich.  

Die Beschlusskammer erwägt daher, eine schrittweise Überführung der für das Engpass

management in den Übertragungsnetzen wesentlichen Anlagen in das Planwertmodell 

vorzusehen. Ziel ist es, die wesentlichen Redispatch-Mengen im Planwertmodell abzuwi

ckeln, bevor die Befristung der gesetzlichen Übergangsregelung ausläuft.   
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Die Beschlusskammer möchte vermeiden, dass an einem bestimmten Stichtag alle be

troffenen Anlagen das Bilanzierungsmodell wechseln. Sie regt daher schrittweise Überfüh

rung innerhalb eines festgelegten zeitlichen Korridors an.  

Bislang besteht für Anlagen, die unterhalb der Höchstspannungsebene angeschlossen 

sind, ein Wahlrecht des Bilanzierungsmodells. Die Beschlusskammer greift den Ansatz 

aus der Task Force auf, dieses Wahlrecht einzuschränken. Sie geht dabei davon aus, dass 

es für Anlagen, die relevant für das Engpassmanagement in den Übertragungsnetzen sind, 

möglich und zumutbar ist, ins Planwertmodell zu wechseln, insbesondere Planungsdaten 

zu melden. Die Beschlusskammer greift daher nicht den Vorschlag der Task Force auf, 

einen umfangreichen Auswahl- und Abstimmungsprozess zur Bestimmung der Anlagen 

zu etablieren, die ins Planwertmodell wechseln.  

Die Beschlusskammer greift jedoch einen Ansatz der Task Force auf, wonach Anlagen, 

die absehbar nicht wesentlich für Redispatch sind, im Prognosemodell verbleiben können. 

Die Beschlusskammer sieht die Betreiber von Übertragungsnetzen mit Regelzonenverant

wortung in einer besonderen Verantwortung, die Überführung der wesentlichen Anlagen 

in das Planwertmodell zu steuern und zu gestalten. Sie haben den besten Überblick, wel

che Anlagen bzw. Netzgebiete für das Engpassmanagement auf Übertragungsnetzebene 

relevant sind. Damit der Überführungsprozess transparent ist und die berechtigten Inte

ressen aller Beteiligten berücksichtigt werden, stimmen die Übertragungsnetzbetreiber ei

nen jährlichen Plan mit den Verteilernetzbetreibern ab und stellen ihn zur Konsultation. 

Anschließend veröffentlichen sie ihn.  

Die Übertragungsnetzbetreiber sind bei der Erarbeitung des Plans an ihre Pflicht zur 

Gleichbehandlung gebunden. Sie dürfen den Plan mit der Auswahl der Anlagen daher nur 

auf sachliche Gründe stützen. Sie begründen gegenüber der BNetzA den Plan mit der 

Auswahl der Anlagen, so dass diese die Sachgerechtigkeit überwachen kann.  

1.2.2 Die Kommunikationsprozesse zum bilanziellen Ausgleich im Prognosemodell in der bishe

rigen Form (einschließlich des Kapitels 17 der MaBiS) werden ausgesetzt. Für Redispatch-

Maßnahmen mit Anlagen, die dem Prognosemodell zugeordnet sind, trägt der BKV der 

betroffenen Einspeisestelle die Verantwortung für den bilanziellen Ausgleich.  

Begründung: Der Sachverständige hat festgestellt, dass der bilanzielle Ausgleich im Wege 

des Prognosemodells in der bisherigen Form auf absehbare Zeit nicht möglich ist. Das 

BMWK hat dies aufgegriffen und einen Referentenentwurf für eine entsprechende befris

tete Änderung des § 14 EnWG vorgelegt. Danach entfällt bis Ende 2031 der bilanzielle 

Ausgleich durch den Netzbetreiber. An seine Stelle tritt ein Anspruch gegen den Netzbe

treiber auf finanziellen Aufwendungsersatz.  
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Da die gesetzliche Aussetzung des bilanziellen Ausgleichs in den Verteilernetzen im Ge

setzentwurf befristet ist, wird es erforderlich sein, rechtzeitig vor Auslaufen der Befristung 

die Prozesse zum Prognosemodell fortzuentwickeln und wieder in Kraft zu setzen.  

1.2.3 Im Planwertmodell erfolgt der bilanzielle Ausgleich durch Fahrplanbuchungen zwischen 

dem Einspeise-Bilanzkreis der SR und einem durch den ANB benannten Redispatch-Bi

lanzkreis. Der ANB ist verpflichtet, spätestens [sechs] Monate vor Anwendung des Plan

wertmodells in seinem Netz selbst oder durch Dritte Fahrpläne mit dem benannten Redis

patch-Bilanzkreis zu nominieren.  

Begründung: Die Beschlusskammer greift einen Vorschlag im Task-Force-Papier auf.  

1.2.4 Der „Kriterienkatalog Planwertmodell für Anlagen mit fluktuierender Erzeugung“ entfällt. 

Stattdessen wird ein Verfahren zur Qualitätsbewertung der Planungsdaten anhand von Ist-

Werten etabliert. 

Begründung: Der Kriterienkatalog stellt Mindestanforderungen an die Prognosegüte der 

Planungsdaten für Anlagen mit fluktuierender Einspeisung auf, die auf Wunsch des Anla

genbetreibers in das Planwertmodell wechseln sollen. Durch die Einschränkung des Wahl

rechts des Anlagenbetreibers hat der Kriterienkatalog keinen Anwendungsbereich mehr. 

Um die notwendige Qualität der Planungsdaten sicherzustellen, greift die Beschlusskam

mer einen Vorschlag der Task Force auf, wonach ein Verfahren zur Prognosegütebewer

tung etabliert wird.  

1.3 Höhe der Ausfallarbeit 

1.3.1 Die Pauschalabrechnung wird aufgehoben. 

Begründung: Sowohl der Sachverständige als auch mehrere Stimmen aus der Branche 

haben gezeigt, dass die Ermittlung der Ausfallarbeit bei Pauschalabrechnung sehr unge

nau ist. Dieser Effekt hat sich in den vergangenen Jahren nach Eindruck der Beschluss

kammer aufgrund tendenziell längerer Redispatch-Maßnahmen verstärkt. Hinzukommt, 

dass der Vorteil der Pauschalabrechnung – der geringe Aufwand – durch die vereinfachte 

Spitz-Abrechnung inzwischen in ähnlicher Weise erzielt werden kann. Zwar fällt die Unge

nauigkeit der Pauschalabrechnung bei einem finanziellen Aufwendungsersatz weniger 

stark ins Gewicht als bei einem gezielten bilanziellen Ausgleich. Im Hinblick auf die ge

setzliche Befristung des finanziellen Aufwendungsersatzes hält es die Beschlusskammer 

angesichts der Nachteile der Pauschalabrechnung aber für sinnvoll, sie bereits jetzt auf

zuheben. 
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2 Kommunikationsprozesse 

2.1 Allgemeines (Beschlusskammer 6) 

2.1.1 Die Beschlusskammer 6 erwägt, den Prozess für die Erstellung von massengeschäftstaug

lichen Kommunikationsprozessen übergangsweise umzustellen. Anstatt – wie bisher – die 

Prozesse für die massengeschäftstaugliche Kommunikation im Detail per Festlegung vor

zugeben, würde sich die Festlegung künftig auf folgende Vorgaben beschränken:  

• Die Bundesnetzagentur regelt nur die wesentlichen Inhalte im Wege der Festle

gung. Dies umfasst: 

o inhaltliche Vorgaben zum bilanziellen Ausgleich (bisherige Anlage 1 der 

Festlegung BK6-20-059) 

o Vorgaben zu den Verpflichteten und zum Inhalt des Datenaustauschs 

(Festlegungen BK6-20-060 und BK6-20-061) 

o allgemeine Vorgaben zur elektronischen Kommunikation 

▪ zum Austausch von Stamm- und Plandaten sowie Nichtverfügbar

keiten 

▪ zum Abruf  

▪ zur Netzbetreiberkoordinierung 

Die Vorgaben zur elektronischen Kommunikation umfassen die beteiligten Mark

trollen sowie die Fristen. 

• Die Betreiber von Elektrizitätsnetzen werden verpflichtet, eine massengeschäfts

taugliche elektronische Kommunikation zu ermöglichen, die den Vorgaben der 

Festlegung entspricht.  

• Die Übertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwortung werden verpflichtet, 

gemeinsame bundesweit einheitliche Prozesse und Formate zu den Anwendungs

fällen, die den Austausch von Stamm- und Plandaten sowie von Nichtverfügbar

keiten, den Abruf und die Netzbetreiberkoordinierung betreffen, vorzulegen. Sie 

geben zuvor allen Betroffenen Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Prozesse müs

sen den Vorgaben der Festlegung entsprechen.  

Die Bundesnetzagentur veröffentlicht die von den ÜNB vorgelegten Prozesse, 

wenn sie den Vorgaben entsprechen.  

Die Vorgaben zum Datenaustausch mit VNB und signifikanten Netznutzern auf Grundlage 

von Art. 40 Abs. 5 der Verordnung (EU) 2017/1485 der Kommission vom 02.08.2017 zur 
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Festlegung einer Leitlinie für den Übertragungsnetzbetrieb (SO-VO) bleiben – wie bisher 

– unberührt (vgl. Genehmigung vom 20.12.2018 – BK6-18-122). 

Begründung: Die Festlegung von detaillierten Prozessen durch die Bundesnetzagentur per 

Festlegung hat sich als zu unflexibel bei dem Wechsel zum Redispatch 2.0 erwiesen. Dies 

zeigt sich in der Vielzahl von „Umsetzungsfragen“, die von einer verbändeübergreifenden 

Arbeitsgruppe erarbeitet werden mussten. Daher erscheint ein System, in dem Prozesse 

leichter fortentwickelt und korrigiert werden können, als dies mit einer Festlegung möglich 

ist, als vorteilhaft. 

Zugleich ist es notwendig, wesentliche Vorgaben zum Redispatch und für die Prozesse im 

Wege der Festlegung zu machen. Dies schafft das nötige Maß an Verlässlichkeit für alle 

Beteiligten und stellt sicher, dass alle berechtigten Interessen angemessen berücksichtigt 

und abgewogen werden.  

Die Beschlusskammer 6 sieht die Übertragungsnetzbetreiber mit Regelzonenverantwor

tung besonders in der Verantwortung, soweit Prozesse betroffen sind, die Auswirkungen 

auf die Systemsicherheit haben. Sie erwägt daher, diese diesbezüglich zur Entwicklung 

von bundeseinheitlichen Prozessen und Formaten zu verpflichten. Zugleich ist wichtig, 

dass alle Betroffenen intensiv bei der Entwicklung der Prozesse und Formate beteiligt wer

den. 

Die Bundesnetzagentur stellt sicher, dass die von den Übertragungsnetzbetreibern entwi

ckelten Prozesse und Formate im Einklang mit der geplanten Festlegung stehen. Dadurch 

erhalten alle beteiligten Marktrollen Rechtssicherheit, dass mit der Nutzung der Prozesse 

und Formate die Vorgaben der Festlegung eingehalten werden. 

Langfristig möchte die Beschlusskammer zur Vorgabe der Prozesse per Festlegung zu

rückkehren. Wenn sich die Prozesse in der Praxis eingespielt haben, überwiegt das Inte

resse an stabilen Rahmenbedingungen gegenüber dem Interesse an einer flexiblen Fort

entwicklung.  

2.1.2 Für jeden Kommunikationsprozess wird geprüft, ob über technische Empfangsbestätigun

gen hinaus inhaltliche Antwort- und Clearingprozesse sinnvoll sind. 

Begründung: Von verschiedenen Marktrollen wurde zu verschiedenen Prozessen bemän

gelt, dass automatisierte Antwort- und Clearingprozesse fehlten. Dies mache arbeits- und 

zeitaufwändige manuelle Clearingverfahren erforderlich. Die Beschlusskammer hält es da

her für sinnvoll, für jeden Prozess zu prüfen und abzuwägen, ob massengeschäftstaugli
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che Antwort- und Clearingprozesse sinnvoll sind. Für einige Prozesse nimmt die Be

schlusskammer bereits heute an, dass dies sinnvoll ist, und stellt dies an der jeweiligen 

Stelle in diesem Eckpunktepapier zu Konsultation (s. u.). 

2.2 Marktrollen (Beschlusskammer 6) 

2.2.1 Prozessschritte, die in den bisherigen Kommunikationsprozessen den Marktrollen BTR, 

LF, BKV des LF oder EIV zugewiesen waren, werden künftig ausschließlich vom Inhaber 

der Marktrolle EIV wahrgenommen. Die Marktrolle nimmt der BKV wahr, dessen Bilanz

kreis die betroffene MaLo zugeordnet ist, wenn nicht ein anderes Unternehmen benannt 

wird. Die Beschlusskammer wird keine Kommunikationsprozesse zwischen den Marktrol

len BTR, BKV des LF, EIV und LF vorgeben.  

Begründung: Es besteht weitgehend Einigkeit, dass die Kommunikationsprozesse verein

facht werden müssen. Dadurch reduzieren sich der Umsetzungsaufwand für die betroffe

nen Unternehmen und die Fehlerwahrscheinlichkeit. Ein Ansatz für eine Vereinfachung ist 

die Reduzierung der Marktrollen, die an der massengeschäftstauglichen Kommunikation 

teilnehmen.  

Die Beschlusskammer erwägt daher, für die Prozesse des Redispatch 2.0 alle „anlagen

seitigen“ Marktrollen (BTR, LF, BKV des LF und EIV) zusammenzufassen. Sie hält den 

EIV als die am besten geeignete Marktrolle, da bereits heute nicht selten die EIV zugleich 

weitere Marktrollen (v. a. LF und BKV des LF) in Personalunion oder im Konzern wahr

nehmen. Soweit dies nicht der Fall ist, obliegt es dem EIV, zivilrechtlich – etwa im Direkt

vermarktungsvertrag – sicherzustellen, dass er die jeweilige Kommunikation für den Inha

ber der anderen Marktrollen wahrnehmen kann. Für nicht direktvermarktete Anlagen sind 

abweichende Regelungen vorgesehen (s. Eckpunkt 2.6). 

Die Beschlusskammer hält es für erforderlich, eine Vorgabe dazu zu machen, wer die 

Marktrolle EIV wahrnimmt, wenn kein anderes Unternehmen benannt wurde. Eine solche 

Standardzuweisung sollte das Unternehmen auswählen, das typischerweise am stärksten 

von den Kommunikationsprozessen betroffen ist. Insbesondere wegen der Vorab-Unter

richtung nach § 13a Abs. 1a S. 4 EnWG hält die Beschlusskammer den BKV der betroffe

nen Einspeisestelle für ein geeignetes Unternehmen. Hinzu kommt, das BKV ohnehin mit 

der massengeschäftstauglichen Kommunikation vertraut sind. Schließlich korrespondiert 

dies gut mit dem Eckpunkt 2.2.3.  
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2.2.2 Die Beschlusskammer erwägt die Einführung eines massengeschäftstauglichen Prozes

ses zum Wechsel des EIV. Dieser Prozess muss sicherstellen, dass nur ein Unternehmen 

EIV wird, das zur massengeschäftstauglichen Kommunikation mit dem DP gemäß der 

Festlegung in der Lage ist, und dass stets genau ein Unternehmen als EIV fungiert. 

2.2.3 Die Beschlusskammer erwägt, die bisherige Vorgabe aufzuheben, wonach pro SR maxi

mal ein EIV vorhanden sein darf, und stattdessen vorzusehen, dass pro MaLo genau ein 

EIV vorhanden sein muss. Die Information des anfordernden Netzbetreibers über eine be

vorstehende Redispatch-Maßnahme im Rahmen des Abrufprozesses bezieht sich auf die 

MaLo. Die EIV übermitteln die für die Aufteilung der voraussichtlichen Ausfallarbeit auf die 

MaLos erforderlichen Informationen an den ANB.  

Begründung: Der Beschlusskammer wurde von verschiedenen Seiten vorgetragen, dass 

die bisherige Vorgabe zur Zuordnung von EIV und SR nachteilig sei, weil sie – insbeson

dere in Konstellationen mit mehreren Anlagenbetreibern innerhalb einer SR – die freie 

Wahl des Direktvermarkters behindere. Zwar existieren Lösungsmöglichkeiten (z. B. An

wendung des Aufforderungsfalls oder Einbau von differenzierter Steuerungstechnik), die 

aber in der Praxis aus verschiedenen Gründen nicht immer zu zufriedenstellenden Lösun

gen führen oder aber zusätzliche Kosten auslösen. Die Beschlusskammer erwägt daher, 

genau einen EIV je MaLo vorzusehen. Damit der betroffene BKV die Vorab-Information 

über die Redispatch-Maßnahme optimal für die Bilanzkreisbewirtschaftung nutzen kann, 

erfolgt die Information bezogen auf die MaLo. Der anfordernde NB muss daher die voraus

sichtliche Ausfallarbeit auf die MaLos „aufteilen“. Die dafür erforderlichen Informationen 

übermitteln – soweit nicht schon vorhanden – die EIV an den ANB.  

Frage an die Branche: 

Halten Sie den Vorschlag für sinnvoll? Falls nein: Was schlagen Sie stattdessen vor, um 
mehrere EIV je SR zu ermöglichen? 

2.3 Stammdaten (Beschlusskammer 6) 

Die Prozesse zur Übermittlung von Stammdaten werden um Antwort- und Clearingpro

zesse ergänzt.  

Begründung: Beim Austausch mit der Branche ist wiederholt und von verschiedenen Mark

trollen geäußert worden, dass Inkonsistenzen bei den Stammdaten auch deshalb entste

hen, weil ein standardisierter Antwortprozess fehle. Zudem sei das Clearing ohne mas

sengeschäftstaugliche Prozesse nicht zeitnah möglich. Es ist geplant, konkrete Prozess

vorschläge im Anschluss an diese Konsultation zu erstellen und zu konsultieren. 
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Fragen an die Branche:  

Ist es sinnvoll, die Möglichkeit der Übermittlung von „angereicherten Stammdaten“ durch 
den Anschlussnetzbetreiber ohne vorherige Übermittlung von „initialen Stammdaten“ dau
erhaft vorzusehen? 

Halten Sie es für sinnvoll, dass die Anschlussnetzbetreiber die Stammdaten einer Anlage 
auf Abruf den berechtigten Marktrollen zur Verfügung stellen? Falls ja: Wer soll die Verant
wortung für die Richtigkeit der Stammdaten tragen?  

2.4 Abrufprozesse (Beschlusskammer 6) 

Die Abrufprozesse im Duldungsfall im Prognosemodell sehen vor, dass der ANB spätes

tens 30 Minuten vor Beginn der Regelung den Abruf ankündigen muss, wenn nicht im 

Einzelfall die Einhaltung der Frist unmöglich ist.  

Begründung: Der Sachverständige hat bestätigt, dass auch bei Durchführung des bilanzi

ellen Ausgleichs durch den BKV des LF eine rechtzeitige und richtige Vorab-Unterrichtung 

durch den ANB unverzichtbar ist. Denn diese ist erforderlich, um es dem BKV des LF 

zuverlässig zu ermöglichen, die Inanspruchnahme von Ausgleichsenergie zu vermeiden 

und so seine Verpflichtung zur Führung eines ausgeglichenen Bilanzkreises zu erfüllen. 

Die Beschlusskammer beabsichtigt daher, eine Frist vorzugeben, bis zu der die Vorab-

Unterrichtung spätestens erfolgen muss. Eine spätere Vorab-Unterrichtung ist nur zuläs

sig, wenn ihre Einhaltung unmöglich ist, z. B. weil unvorhersehbare Ereignisse wie der 

Ausfall eines Betriebsmittels eine unverzügliche Regelung der Anlage erfordern. In diesem 

Fall sowie bei Verletzung der Frist hat der Netzbetreiber die Vorab-Unterrichtung unver

züglich nachzuholen. 

Bei der Länge der Frist sind zwei widerstreitende Aspekte abzuwägen: Zum einen muss 

die Frist lang genug sein, um dem BKV des LF eine rechtzeitige Reaktion zu ermöglichen. 

Zum anderen muss die Frist kurz genug sein, um die Planung der Redispatch-Maßnahmen 

auf ausreichend belastbare Prognosen stützen und somit unnötige Sicherheitszuschläge 

vermeiden zu können.  

vgl. auch zu Abruf zwischen Netzbetreibern Eckpunkt 3.2.  

Fragen an die Branche: 

Ist eine rollierende vorherige Information oder eine einmalige vorherige Information je Abruf 
vorzugswürdig? Wenn eine rollierende Information befürwortet wird: in welcher Frequenz 
und in welcher Gradualität? 

Lassen sich die Fälle, in denen eine Vorab-Unterrichtung spätestens 30 Minuten vor Be
ginn der Regelung nicht möglich ist, vorab bestimmen? Falls ja: Welche Fälle sind es? 
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2.5 Anreizkomponente (Beschlusskammer 8) 

Führt der ANB keinen bilanziellen Ausgleich durch, ist es unerlässlich, den Beteiligten 

(ANB und EIV/BKV) Anreize für eine fristgerechte Datenmeldung und Bewirtschaftung zu 

setzen. Die Beschlusskammer 8 beabsichtigt, auf Grundlage der von der Beschlusskam

mer 6 festzulegenden Abrufprozesse Anreize für eine rechtzeitige Mitteilung über Beginn 

und Ende einer Redispatch-Maßnahme des anweisenden Netzbetreibers zu setzen. Be

zogen auf den bilanziellen Ausgleich durch den BKV führt eine verspätete bzw. fehlende 

Nachricht über Beginn oder Ende der Redispatch-Maßnahme dazu, dass der BKV seinen 

Bilanzkreis nicht vollständig durch geeignete Maßnahme ausgleichen kann. Dadurch kön

nen Ausgleichsenergiekosten bzw. -erlöse entstehen.  

Im Ergebnis sollen die aus der verspäteten bzw. fehlenden Datenmeldung resultierenden 

Ausgleichsenergiekosten bei dem für die Störung der Datenmeldung verantwortlichen Ak

teur verbleiben. Etwaige Ausgleichsenergieerlöse dürfen dagegen nicht bei dem Verant

wortlichen verbleiben.  

Begründung: Der Sachverständige hat bestätigt, dass auch bei Durchführung des bilanzi

ellen Ausgleichs durch den BKV des LF eine rechtzeitige und richtige Vorab-Unterrichtung 

durch den ANB unverzichtbar ist und eine Anreizkomponente erforderlich ist, um die not

wendige Handlungsbereitschaft bei den Akteuren zu erzeugen. Übermittlung und Eingang 

der Datenmeldung vor Beginn und Ende einer Redispatch-Maßnahme sollten dabei ent

scheidend sein für die Frage, ob und in welcher Höhe der BKV Ansprüche gegen den 

anfordernden Netzbetreiber geltend machen kann. 

Ein geeignetes Anreizsystem ist dabei so auszugestalten, dass keiner der Akteure ein 

wirtschaftliches Eigeninteresse daran behält, eine verspätete, fehlerhafte oder gar keine 

Meldung zu übermitteln oder zu empfangen.  

Die Auswirkungen lassen sich an einem Beispiel deutlich machen: Der anweisende Netz

betreiber teilt dem BKV den Beginn einer Redispatch-Maßnahme in Höhe von –10 MW 

nicht mit. Der negative Redispatch dauert 30 Minuten. Über das Ende der Maßnahme in

formiert der anweisende Netzbetreiber fristgerecht. Der Ausgleichenergiepreis beträgt 

über den gesamten Zeitraum der Redispatch-Maßnahme hinweg 60 €/MWh. Angenom

men, im betreffenden Zeitraum wäre eine Ersatzbeschaffung am Intraday-Markt zu 

50 €/MWh möglich gewesen, entstünden dem BKV Zusatzkosten in Höhe von 50 € 

(= 10 €/MWh * 0,5 h * 10 MWh). Diese Zusatzkosten sind ausschließlich durch die feh

lende Datenmeldung des anweisenden Netzbetreibers verursacht und daher vollständig 

von diesem zu tragen.  
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Gleichzeitig müssen die Anreize des BKV zur Durchführung und effizienten Abwicklung 

des bilanziellen Ausgleichs sowie zur ordnungsgemäßen Führung seines Bilanzkreises 

gewahrt werden. Dies bedeutet, dass die höheren Kosten zu Beginn einer Maßnahme 

maximal für zwei Viertelstunden gewährt werden, wenn keine rechtzeitige Information 

durch den anweisenden Netzbetreiber erfolgt. 

2.6 Sonderregelungen für nicht direktvermarktete Anlagen (Beschlusskammer 6) 

Für Anlagen mit Anschluss an ein Verteilernetz, deren Strom nach § 57 des EEG 2023 zu 

vermarkten ist, mit Ausnahme der Anlagen in der Ausfallvergütung nach § 21 Abs. 1 S. 1 

Nr. 3 EEG 2023 (nicht direktvermarktete Anlagen), gelten folgende Sonderregelungen.  

2.6.1 Nicht direktvermarktete Anlagen mit Ausnahme von ausgeförderten Anlagen gem. § 21 

Abs. 1 S. 1 Nr. 4 EEG 2023 werden stets dem Prognosemodell zugeordnet. 

2.6.2 Für nicht direktvermarktete Anlagen findet die Prozesse zur massengeschäftstauglichen 

Kommunikation mit dem EIV keine Anwendung.  

Begründung: Die Marktlokation der nicht direktvermarkteten Anlagen wird dem EEG-Bi

lanzkreis zugeordnet. Der ANB müsste demzufolge oftmals mit sich selbst kommunizieren. 

Für den Großteil der Anlagen, die nicht direktvermarktet werden, finden die Vorgaben zur 

massengeschäftstauglichen Kommunikation bereits deshalb keine Anwendung, weil ihre 

Leistung 100 kW unterschreitet.  

2.6.3 Die Betreiber von nicht direktvermarkteten Anlagen müssen (über die Stammdatenmel

dung an das Marktstammdatenregister hinaus) keine Stammdaten gemäß der Festlegung 

BK6-20-061 melden. Der ANB meldet die ihm bekannten Stammdaten auf dem Wege der 

„Übermittlung von angereicherten Stammdaten“.  

Begründung: Die Regelung dient der Entlastung der Anlagenbetreiber von nicht direktver

markteten Anlagen, die andernfalls die Fähigkeit zur massengeschäftstauglichen Kommu

nikation lediglich für die Stammdatenmeldung aufbauen müssten. Die Regelung ist ver

tretbar, da die Qualität und Vollständigkeit der Stammdatenmeldungen aus diesem Anla

gensegment ohnehin wenig belastbar erscheint. Die Bundesnetzagentur prüft, inwieweit 

die über das Marktstammdatenregister zu liefernden Stammdaten erweitert werden kön

nen.  
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3 Netzbetreiberkoordinierung (Beschlusskammer 6) 

3.1 Datenaustausch 

Verteilernetzbetreiber, an deren Netz für das Netzengpassmanagement der Übertra

gungsnetzbetreiber relevante Anlagen angeschlossen sind, sind verpflichtet, im Rahmen 

der Netzbetreiberkoordinierung in Abstimmung mit den vorgelagerten Netzbetreibern 

Cluster zu bilden und den vorgelagerten Netzbetreibern zu melden. 

Begründung: Der Eckpunkt dient der Klarstellung. Bereits die geltende Festlegung BK6-

20-060 sieht ein Clustering durch die Verteilernetzbetreiber vor. Die vorgelagerten Netz

betreiber sind nach § 14 Abs. 1c S. 1 EnWG berechtigt, Clusterabrufe durchzuführen. Um 

Missverständnisse zu vermeiden, soll die Festlegung BK6-20-060 präzisiert werden. 

3.2 Abrufe 

3.2.1 Anfordernde Netzbetreiber übermitteln Anforderungen von Redispatch-Maßnahmen an 

nachgelagerte Netzbetreiber in der Regel spätestens 45 Minuten im Voraus.  

Begründung: Damit der anweisende Netzbetreiber die Vorab-Unterrichtung rechtzeitig an 

den EIV übermitteln kann, muss er seinerseits rechtzeitig über Anforderungen des vorge

lagerten Netzbetreibers in Kenntnis gesetzt werden. Die Beschlusskammer geht davon 

aus, dass in der Regel eine Zeit von 15 Minuten ausreicht, um die Anforderung in konkrete 

Anweisungen umzusetzen.  

3.2.2 Anfordernder Netzbetreiber und nachgelagerter Netzbetreiber können abweichend von 

Eckpunkt 3.2.1 eine Zeit von maximal 60 Minuten vereinbaren, wenn der nachgelagerte 

Netzbetreiber seinerseits zur Erfüllung der Anforderungen regelmäßig Redispatch-Maß

nahmen in nachgelagerten Netzen anfordert muss.  

Begründung: Ist der nachgelagerte Netzbetreiber zur Erfüllung der Anforderung darauf an

gewiesen, seinerseits Redispatch-Maßnahmen in nachgelagerten Netzen anzufordern, 

benötigt er eine frühere Anforderung, damit er seinerseits die Vorgabe nach Eck

punkt 3.2.1 einhalten kann.  

4 Tests 

Frage an die Branche: 

Mit welchen Vorgaben kann die Bundesnetzagentur die Durchführung ausreichender Tests 
unterstützen? 

 


